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Sehr geehrte Damen und Herren!  

Heute lesen Sie im Newsletter des Finanzgerichts Münster 

u.a eine Entscheidung zum Anscheinsbeweis für eine 

private Pkw-Nutzung bei einem Alleingesellschafter-

Geschäftsführer. 

 

 
 

 

Aktuelle 

Entscheidungen 
 

 

 

Anscheinsbeweis spricht bei Alleingesellschafter-

Geschäftsführer trotz Nutzungsverbots für 

Privatnutzung  

Der 10. Senat des Finanzgerichts Münster hat mit Urteil vom 

28. April 2023 (Az. 10 K 1193/20 K,G,F) entschieden, dass 

bei einem Alleingesellschafter-Geschäftsführer selbst dann 

ein zu einer verdeckten Gewinnausschüttung führender 

Anscheinsbeweis für die Privatnutzung eines von der GmbH 

überlassenen PKW vorliegen kann, wenn im 

Anstellungsvertrag ein Privatnutzungsverbot vereinbart 

wurde. Die verdeckte Gewinnausschüttung ist auf Ebene 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2023/10_K_1193_20_K_G_F_Urteil_20230428.html


der Gesellschaft jedoch nicht nach der 1%-Regelung, 

sondern nach Fremdvergleichsgrundsätzen zu bewerten. 

Die Klägerin ist eine GmbH. Im Anstellungsvertrag 

vereinbarte sie mit ihrem alleinigen Gesellschafter-

Geschäftsführer einen Anspruch auf die Gestellung eines 

PKW der gehobenen Mittelklasse, den er aber nicht privat 

nutzen dürfe. Tatsächlich stellte die GmbH ihrem 

Geschäftsführer im Streitjahr 2016 hintereinander zwei 

solcher Fahrzeuge zur Verfügung. In dessen 

Privatvermögen befand sich zunächst ebenfalls ein 

Mittelklassefahrzeug, das im Laufe des Streitjahres durch 

ein auf dessen Ehefrau angemeldetes anderes 

Mittelklassefahrzeug ersetzt wurde. 

Die GmbH machte für das von ihr neu angeschaffte 

Fahrzeug eine Sonderabschreibung nach § 7g Abs. 5 und 6 

EStG geltend. Eine private Nutzung der beiden 

betrieblichen Fahrzeuge erfasste sie nicht. 

Das Finanzamt setzte für das neu angeschaffte Fahrzeug 

im Hinblick auf die Privatnutzung durch den Geschäftsführer 

eine verdeckte Gewinnausschüttung an, die sie nach der 

1%-Regelung mit 4.000 € berechnete. Da keine (fast) 

ausschließlich betriebliche Nutzung dieses Fahrzeugs 

vorliege, erkannte das Finanzamt die Sonderabschreibung 

nach § 7g EStG nicht an. 

Zur Begründung ihrer nach erfolglosem 

Einspruchsverfahren erhobenen Klage führte die Klägerin 

aus, dass ihr Geschäftsführer das Fahrzeug nicht privat 

genutzt habe. Hierzu legte sie eine weitere Vereinbarung 

vor, wonach der Geschäftsführer verpflichtet sei, das 

Fahrzeug nach Geschäftsschluss auf dem Firmengelände 

abzustellen. Eine „Dienstwagenbesteuerung“ komme nur in 

Betracht, wenn der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer 



tatsächlich einen Dienstwagen zur Nutzung überlasse. Der 

Anscheinsbeweis könne eine Überlassung nach der 

Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs selbst dann nicht 

ersetzen, wenn das Nutzungsverbot nicht überwacht werde. 

Der 10. Senat des Finanzgerichts Münster hat die Klage 

abgewiesen. 

Im Streitfall spreche der Anscheinsbeweis für eine private 

Nutzung des Fahrzeugs, welche zu einer verdeckten 

Gewinnausschüttung führe. Der Senat ist insoweit der 

Rechtsprechung des für Körperschaftsteuerfragen 

zuständigen I. Senats des Bundesfinanzhofs gefolgt. 

Danach spreche die allgemeine Lebenserfahrung dafür, 

dass ein einem Gesellschafter-Geschäftsführer von der 

Gesellschaft zur Nutzung überlassenes betriebliches 

Fahrzeug auch privat genutzt werde. Dies gelte auch bei 

einem Privatnutzungsverbot, wenn keine organisatorischen 

Maßnahmen getroffen würden, die eine private Nutzung 

ausschließen. Der Rechtsprechung des für 

Lohnsteuerfragen zuständigen VI. Senats des 

Bundesfinanzhofs, wonach keine zu Arbeitslohn führende 

Privatnutzung eines Fahrzeugs anzunehmen sei, wenn 

diese vertraglich untersagt sei, ist das Finanzgericht 

Münster nicht gefolgt. 

Für den Anscheinsbeweis spreche, dass ein 

Privatnutzungsverbot wegen des fehlenden 

Interessengegensatzes keine gesellschaftsrechtlichen oder 

arbeitsrechtlichen Konsequenzen nach sich ziehe. Es 

könne daher nicht ohne Weiteres unterstellt werden, dass 

der Geschäftsführer sich tatsächlich an das Verbot halte. 

Die Klägerin habe den Anscheinsbeweis nicht entkräftet. 

Sie habe es versäumt, Beweisvorsorge etwa durch Führung 

eines Fahrtenbuches oder sonstige Aufzeichnungen zu 



treffen. Die im Privatvermögen zeitlich hintereinander 

gehaltenen Fahrzeuge seien aufgrund der geringeren 

Motorisierung und des niedrigeren Wertes in Status und 

Nutzungswert nicht mit den betrieblichen Fahrzeugen 

vergleichbar. Zudem habe auch die Ehefrau des 

Geschäftsführers die Privatfahrzeuge - etwa für 

Einkaufsfahrten - genutzt. Zur tatsächlichen Durchführung 

der Vereinbarung, wonach das betriebliche Fahrzeug nach 

Geschäftsschluss auf dem Firmengelände abzustellen sei, 

habe die Klägerin keine Belege vorgelegt. 

Da der aufgrund des Anscheinsbeweises anzunehmenden 

Privatnutzung keine Überlassungsvereinbarung zugrunde 

lag, führe diese nicht zu Arbeitslohn, sondern zu einer 

verdeckten Gewinnausschüttung. 

Diese sei allerdings - entgegen der Auffassung des 

Finanzamts - nicht anhand der 1%-Regelung zu bewerten, 

da dieser lohnsteuerrechtliche Wert (§ 8 Abs. 2 Satz 2 

EStG) für die Bewertung einer verdeckten 

Gewinnausschüttung nicht gelte. Der Wert sei vielmehr 

nach Fremdvergleichsmaßstäben zu schätzen. Bei der 

Berechnung hat der Senat einen Gewinnaufschlag von 5 % 

auf die Fahrzeugkosten vorgenommen und die 

Privatnutzung mit 50 % angesetzt. Da der danach ermittelte 

gemeine Wert (netto) von 4.771 € die vom Finanzamt 

angesetzten 4.000 € überschreite, greife das 

Verböserungsverbot, sodass es beim bisherigen Ansatz 

bleibe. Vor diesem Hintergrund könne offenbleiben, ob noch 

Umsatzsteuerbeträge hinzuzurechnen seien. 

Der Senat hat ebenfalls die Sonderabschreibung nach § 7g 

EStG für das neu angeschaffte Fahrzeug versagt, da dieses 

nicht zu mindestens 90 % betrieblich genutzt worden sei. 

Die Klägerin habe ihrem Geschäftsführer das Fahrzeug 

gerade nicht betrieblich im Rahmen des 



Anstellungsvertrags überlassen, sondern im Rahmen einer 

verdeckten Gewinnausschüttung. Dies stelle keine 

betriebliche Nutzung im Sinne von § 7g EStG dar. 

Die vom Senat zugelassene Revision ist beim 

Bundesfinanzhof unter dem Az. I R 33/23 anhängig. 

Hören Sie hierzu bitte auch unseren neuesten 

PodcaSTeuerrecht. 

§ 175b AO ist auch dann anwendbar, wenn 

der Veranlagungsfehler ebenso bei Vorlage 

einer Papierbescheinigung aufgetreten 

wäre  

Mit Urteil vom 14. August 2023 (Az. 8 K 294/23 E) hat der 

8. Senat des Finanzgerichts Münster entschieden, dass ein 

Steuerbescheid bei fehlerhafter Berücksichtigung 

elektronisch übermittelter Daten nach § 175b AO 

unabhängig von der Fehlerquelle und somit auch dann 

geändert werden kann, wenn der Fehler ebenso bei Vorlage 

einer Bescheinigung in Papierform aufgetreten wäre. 

Der Kläger erhielt im Kalenderjahr 2018 eine Abfindung 

i. H. v. 9.000 €. Diese war laut der durch den Arbeitgeber 

der Finanzverwaltung elektronisch übermittelten 

Lohnsteuerbescheinigung in dem als Bruttoarbeitslohn 

ausgewiesenen Betrag enthalten. In ihrer 

Einkommensteuererklärung trugen die 

zusammenveranlagten Kläger die Abfindung zwar 

zutreffend ein, erklärten jedoch hinsichtlich des 

Bruttoarbeitslohns einen um 9.000 € gekürzten Betrag. 

Nachdem das Finanzamt die Voraussetzungen einer 

ermäßigten Besteuerung der Abfindung durch Anforderung 

weiterer Unterlagen überprüfte, berücksichtigte es im 

Einkommensteuerbescheid den (erklärungsgemäß) 

https://www.fg-muenster.nrw.de/behoerde/presse/podcast_steuerrecht/index.php
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2023/8_K_294_23_E_Urteil_20230814.html


gekürzten Bruttoarbeitslohn. Der seitens des 

Risikomanagementsystems der Finanzverwaltung 

ergangene Hinweis, dass die Daten der elektronischen 

Lohnsteuerbescheinigung von den erklärten Werten 

abwichen, wurde von der Sachbearbeiterin als geprüft 

abgezeichnet. 

Nachdem das Finanzamt verwaltungsintern darauf 

hingewiesen wurde, dass durch die bisherige Veranlagung 

die Abfindung im Ergebnis der Besteuerung entzogen 

worden sei, erließ es einen geänderten 

Einkommensteuerbescheid. Die Kläger waren 

demgegenüber der Auffassung, dass eine Änderung der 

ursprünglichen Veranlagung nicht mehr möglich gewesen 

sei. 

Der 8. Senat des Finanzgerichts Münster hat die Klage 

abgewiesen. Die Änderungsbefugnis ergebe sich aus § 

175b Abs. 1 AO. Danach ist ein Steuerbescheid aufzuheben 

oder zu ändern, soweit von der mitteilungspflichtigen Stelle 

an die Finanzbehörden übermittelte Daten i. S. d. § 93c AO 

bei der Steuerfestsetzung nicht oder nicht zutreffend 

berücksichtigt wurden. Diese Voraussetzungen seien erfüllt. 

Denn die vom Arbeitgeber des Klägers übermittelten 

elektronischen Lohnsteuerbescheinigungen stellten 

übermittelte Daten i. S. d. § 93c AO dar, die bei der 

ursprünglichen Steuerfestsetzung nicht zutreffend 

berücksichtigt worden seien. Unerheblich sei, worauf die 

unzutreffende Auswertung beruhe. Denn für die 

Anwendbarkeit des § 175b AO komme es nicht darauf an, 

ob eine Verletzung der Mitwirkungspflichten seitens des 

Steuerpflichtigen oder der Ermittlungspflichten durch die 

Finanzbehörde vorliege. Ebenso unerheblich sei es, ob dem 

Steuerpflichtigen bei Erstellung d er Steuererklärung ein 

Schreib- oder Rechenfehler im Sinne des § 173a AO oder 



der Finanzbehörde bei Erlass des Steuerbescheides ein 

mechanisches Versehen i. S. d. § 129 AO, ein Fehler bei 

der Tatsachenwürdigung oder ein 

Rechtsanwendungsfehler unterlaufen sei. Nach Auffassung 

des 8. Senats sei auch keine den Wortlaut einschränkende 

teleologische Reduktion für den vorliegenden Fall geboten, 

in der die elektronisch übermittelten Daten korrekt waren 

und die Fehlerhaftigkeit des Steuerbescheides auf einen 

Fehler der Finanzverwaltung zurückzuführen sei, der 

wahrscheinlich ebenso bei Vorlage eines Ausdrucks der 

Lohnsteuerbescheinigung durch den Steuerpflichtigen „in 

Papierform“ aufgetreten wäre. § 175b AO solle eine 

umfassende Korrekturmöglichkeit unabhängig von der 

Fehlerquelle ermöglichen. 

Die vom Senat zugelassene Revision ist beim 

Bundesfinanzhof unter dem Az. IX R 20/23 anhängig. 

 

 

 

 

Weitere 

Entscheidungen 

im Überblick  

 

 

 

Einkommensteuer  

Zur Qualifizierung der Tätigkeit eines Berufssportlers 

als Gewerbebetrieb und zur Schätzung der Höhe seiner 

Einkünfte (Beschluss vom 2. August 2023, Az. 9 V 1012/23 

E)  

Verfahrensrecht  

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2023/9_V_1012_23_E_Beschluss_20230802.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2023/9_V_1012_23_E_Beschluss_20230802.html


Zur Anwendung von § 129 AO auf einen 

Gewerbesteuerbescheid, in dem Einkünfte aus 

Beteiligungen an Kapitalgesellschaften nicht zu 100%, 

sondern nur zu 40% steuerfrei belassen wurden (Urteil 

vom 14. Juni 2023, Az. 9 K 2189/20 G)  

 

 

 

 

In 
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Sache 

 

 

 

Perspektivtag am 27. September 2023 - Für 

Kurzentschlossene sind noch Plätze frei!  

Für den diesjährigen Perspektivtag am 27. September 2023 

sind noch einige Plätze frei. Studierende, Referendare/-

innen und Berufseinsteiger sind herzlich eingeladen, das 

Finanzgericht „hautnah“ zu erleben und sich über die 

finanzrichterliche Tätigkeit zu informieren. Weitere 

Informationen finden Sie auf unserer Homepage.  

 

 

 

 

 

 

Impressum 

Herausgegeben vom Präsidenten des Finanzgerichts 

Münster 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2023/9_K_2189_20_G_Urteil_20230614.html
https://www.fg-muenster.nrw.de/behoerde/karriere/Perspektivtag/index.php


Redaktion: VRaFG Dr. Jan-Hendrik Kister, Warendorfer 

Straße 70, 48145 Münster, Tel. 0251/3784-162, Telefax 

0251/3784-201, E-Mail: jan-hendrik.kister@fg-

muenster.nrw.de 

Web: www.fg-muenster.nrw.de 

Der Newsletter des Finanzgerichts Münster erscheint 

regelmäßig zum 15. eines Monats. Sie haben jederzeit die 

Möglichkeit, den Newsletter über folgenden Abmeldelink 

wieder abzubestellen. Den Volltext der Entscheidungen des 

Finanzgerichts Münster und der anderen Gerichte 

Nordrhein-Westfalens finden Sie in der 

Rechtsprechungsdatenbank NRW-Entscheidungen. Auf 

der Homepage des Finanzgerichts Münster sind die 

anhängigen Revisionsverfahren gegen Entscheidungen 

des Finanzgerichts Münster aufgelistet, die ab 1. Januar 

2013 veröffentlicht wurden. Volltexte der Entscheidungen 

des Bundesfinanzhofs, auf die verwiesen wird, sind auf der 

gerichtseigenen Rechtsprechungsdatenbank des 

Bundesfinanzhofs abrufbar. Die Entscheidungen werden 

nur zur nicht gewerblichen Nutzung kostenfrei zur 

Verfügung gestellt (§ 11 Abs. 2 S 2 JVKostG). 

Informationen für Interessenten einer gewerblichen 

Nutzung werden hier bereitgestellt. 
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